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Darf der Lohn in 
Euro ausbezahlt 
werden? 
 
Im Hinblick auf die Frage, 
ob der Arbeitslohn in Euro 
ausbezahlt werden darf, 
wird oft ein Urteil des Kan-
tonsgerichts Basel-Land zi-
tiert, nach welchem der 
Lohn in Euro nicht zulässig 
sei.  

Das ist nicht richtig so, da 
das Urteil falsch zitiert 
wird. Im besagten Urteil 
ging es darum, dass der 
Arbeitgeber denjenigen 
Mitarbeitenden kündigte, 
die sich gegen die Ein-
führung des Euro-Lohnes 
wehrten. Dies wurde vom 
Gericht als unzulässig be-
urteilt. Das Urteil sagte je-
doch nicht, dass die Ein-
führung eines Euro-Lohnes 
mittels einer korrekten 
Änderungskündigung un-
zulässig sei. 

Gemäss Gesetz ist der 
Lohn dem Mitarbeitenden 
in gesetzlicher Währung 
auszuzahlen, sofern nicht 
etwas anderes verabredet 
oder üblich ist. Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer dür-
fen demnach eine andere 
Währung als den Schwei-
zer Franken, wie z.B. den 
Euro, als Zahlungsmittel 
vereinbaren. Zu beachten 
sind dabei mögliche ge-
samtarbeitsvertragliche 
Regeln und die Schriftlich-
keit der Vereinbarung.  
 
 

Erhöhung der 
Arbeitszeit wegen 
starkem Franken 
 
Die Erhöhung der Arbeits-
zeit oder die Kürzung des 
Lohnes wegen starkem 
Franken ist nicht einseitig 
durch den Arbeitgeber 
möglich. Denn sowohl 
Lohn als auch Arbeitszeit 
sind vertraglich geregelt 
und können nur mit Zu-
stimmung des Mitarbei-
tenden geändert werden.  

Will der Arbeitgeber ein-
seitig entweder die Ar-
beitszeit erhöhen oder den 
Lohn reduzieren, ist dies 
bloss mit einer Ände-
rungskündigung mög-
lich. Dabei wird der aktu-
elle Arbeitsvertrag ge-
kündigt und gleichzeitig 
dem Mitarbeitenden ein 
neues Angebot mit höhe-
rer Arbeitszeit oder tiefe-
rem Lohn unterbreitet. 
Lehnt der Mitarbeitende 
das Angebot ab, besteht 
nach Ablauf der Kün-
digungsfrist kein Arbeits-
verhältnis mehr. Solche 
Änderungskündigungen 
sind zulässig. Voraus-
setzung dafür ist das Vor-
liegen von sachlichen 
Gründen in Verbindung 
mit veränderten betriebli-
chen oder wirtschaftlichen 
Bedürfnissen. Wichtig da-
bei ist, dass die Kündi-
gungsfristen beachtet wer-
den.  
 
 

Darf Werbung 
lügen? 
 
Gemäss dem Gesetz ge-
gen unlauteren Wettbe-
werb handelt unlauter, 
wer über seine Waren und 
Leistungen unrichtige oder 
irreführende Angaben 
macht. 
 
Das Bundesgericht hatte 
einen Fall zu beurteilen, in 
dem es folgende „falsche“ 
Tatsachen akzeptierte: 

- Die Verwendung des 
Wortes „perfekt“ für ein 
möglicherweise nicht 
perfekt funktionieren-
des Produkt. 

- „Wir produzieren…“, ob-
wohl das werbende Un-
ternehmen gar nicht 
produziert. Das Bundes-
gericht argumentierte, 
es sei heute in der ar-
beitsteiligen Welt nor-
mal, dass ein Unter-
nehmen seine Produkte 
von Schwester- oder 
Tochterunternehmen 
herstellen liesse. Für 
den Durchschnittskon-
sumenten spiele das 
keine Rolle. 

Für das Bundesgericht gilt, 
dass „unrichtig nur sein 
kann, was auf seinen 
Wahrheitsgehalt hin über-
prüfbar ist.“ (Quelle: BGE 
4A_300/2013)  
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Rechnungen in 
unsigniertem „.pdf“ 
Format nach wie 
vor nicht zulässig 
 
Nicht signierte „.pdf“ 
Rechnungen berechtigen 
nur dann zum Vorsteuer-
abzug, wenn der Steuer-
pflichtige den Nachweis für 
den Steuerbetrag und des-
sen Bezahlung erbringen 
kann. Denn trotz des ver-
mehrten Aufkommens sol-
cher Rechnungen hat die 
Eidg. Steuerverwaltung bis 
anhin keine Lockerung ih-
rer Praxis hinsichtlich 
elektronischer Rechnungen 
verlauten lassen. 

Begründet wird dies damit, 
dass sich eine unsignierte 
PDF-Rechnung leicht ab-
ändern lässt, ohne dass 
dies festgestellt werden 
kann. Damit begeht der 
Steuerpflichtige Urkunden-
fälschung und Steuer-
betrug.  

Unternehmen, in denen 
die Fälschung von Belegen 
dem Täter persönlich kei-
nen Vorteil verschafft, sind 
weniger betroffen als jene, 
bei denen die Inhaber oder 
Geschäftsleitungs-
mitglieder ein unmittelba-
res, eigenes Interesse am 
Betriebsergebnis haben 
wie z.B. bei einer Einzel-
firma. 

Zwischen einer Einzelfirma 
oder einem kleinen Unter-
nehmen und einem Unter-
nehmen, bei dem die ver-
antwortlichen Mitarbeiter 
der Buchhaltung angestellt 
sind, bestehen strukturelle 
Unterschiede. (Quelle: 
Weka Business Media)  
 

 
 
 
 

Tatbestand der 
Steuerhinterzie-
hung auch bei 
Rückzahlung 
gegeben 
 
Wer von seiner GmbH 
geldwerte Leistungen er-
hält, diese dann nicht in 
der privaten Steuererklä-
rung deklariert und die zu 
tiefen Veranlagungen in 
Rechtskraft erwachsen 
lässt, handelt fahrlässig. 
Ob die geldwerte Leistung 
später zurückbezahlt wird, 
ist nicht entscheidend. Der 
Tatbestand der vollende-
ten Steuerhinterziehung 
ist gegeben. 

Beim vorliegenden Fall 
ging es darum, dass der 
Steuerpflichtige Pau-
schalspesen erhielt, die 
nicht rechtmässig waren. 
Der Steuerpflichtige ver-
passte es, die Spesen in 
seiner Steuererklärung an-
zugeben.  

Dass der Steuerpflichtige 
die Leistungen später als 
unrechtmässig anerkannt 
und der GmbH zurücker-
stattet habe, ändere nichts 
am Tatbestand der Steuer-
hinterziehung. Das Bun-
desgericht bemängelte 
auch, dass im Jahresab-
schluss der GmbH kein 
entsprechender Rückfor-
derungsanspruch verbucht 
worden sei. (Quelle: BGE 
2C_214/2014 vom 7. Au-
gust 2014)  
 
 

Verwaltungsräte 
können für nicht 
einbezahlte 
Kollektiv-
Krankenversiche-
rungs-Beiträge 
haftbar gemacht 
werden 

Hintergrund dieses Bun-
desgericht-Urteils bildete 
die Klage eines Arbeit-
nehmers gegen die Ver-
waltungsräte seiner ehe-
maligen Arbeitgeberin. Die 
Gesellschaft hatte die Ver-
sicherungsprämien für die 
Kollektiv-Krankentaggeld-
versicherung nicht geleis-
tet, mit der Folge, dass 
sich der Versicherer wei-
gerte, die Krankentag-
gelder für den Arbeitneh-
mer auszuzahlen.  

Im vorliegenden Fall ent-
schied das Bundesgericht, 
dass der Arbeitnehmer ei-
nen direkten Schaden er-
litten hatte, der durch die 
unerlaubten Handlungen 
der Verwaltungsräte, näm-
lich das Nichtbezahlen der 
Versicherungsprämien, 
verursacht wurde. Gleich-
zeitig wurde aufgrund der 
unerlaubten Handlungen 
der Verwaltungsräte auch 
die Gesellschaft geschä-
digt, da sich mit ihrer 
Schadenersatzpflicht ge-
genüber dem Arbeitneh-
mer ihre Passiven erhöh-
ten. 

Die eingeklagten Verwal-
tungsräte wurden wegen 
Missbrauchs von Lohnab-
zügen verurteilt. (Quelle: 
BGE 4A_428/2014 vom 
12.1.2015)  

 
 
Personenfreizügig-
keit: Klare Regeln 
für Kurzaufenthal-
ter auf Stellensuche 
 
Ausländische Personen, 
die eine Kurzaufenthalts-
bewilligung zum Zweck 
der Stellensuche in der 
Schweiz beantragen, müs-
sen über ausreichende fi-
nanzielle Mittel verfügen, 
um ihren Lebensunterhalt 
zu bestreiten. Der Bundes-



rat hat eine entsprechende 
Änderung der Verordnung 
über die Einführung des 
freien Personenverkehrs 
verabschiedet, die am 1. 
April 2015 in Kraft getre-
ten ist.  
 
 

Konkursverfahren:  
Hürden für Gläubi-
ger beseitigen 
 
Mit einer Änderung des 
Schuldbetreibung- und 
Konkursrechts (SchKG) 
will der Bundesrat die 
Rechtsdurchsetzung für 
Gläubiger und Behörden 
verbessern. 
 
Bisher haftet ein Gläubi-
ger, der das Konkursbe-
gehren stellt, für die Kos-
ten, die bis und mit der 
Einstellung des Konkurses 
oder bis zum Schuldenruf 
entstehen. Er trägt damit 
ein grosses finanzielles Ri-
siko. 

Mit der Revision des 
SchKG soll der antragstel-
lende Gläubiger von der 
Kostentragungspflicht be-
freit und diese stattdessen 
auf den Schuldner abge-
wälzt werden. Das Gericht 
bzw. das Konkursamt soll 
aber weiterhin vom Gläu-
biger einen Kostenvor-
schuss verlangen können.  

Die letzten im Handelsre-
gister eingetragenen Mit-
glieder des obersten Lei-
tungs- und Verwaltungs-
organs einer juristischen 
Person sollen aber gegen-
über dem vorschusspflich-
tigen Gläubiger oder dem 
Konkursamt für die unge-
deckten Kosten eines 
summarischen Verfahrens 
direkt und solidarisch 
haftbar gemacht werden 
können.  

Der Bundesrat erwartet 

von dieser Massnahme ei-
ne präventive Wirkung:  

Damit haben die Organe 
ein persönliches Interesse, 
das Insolvenzverfahren zu 
einem Zeitpunkt einzulei-
ten, in dem noch genü-
gend Vermögenswerte 
vorhanden sind, um die 
summarischen Konkurs-
kosten zu bezahlen.  

Der Bundesrat schlägt zu-
dem vor, dass auch öffent-
lich-rechtliche Gläubiger 
wie die Steuerverwaltun-
gen und die SUVA dazu 
befugt werden, ein Kon-
kursbegehren zu stellen. 
Damit soll verhindert wer-
den, dass Unternehmen 
trotz chronischer Nichtzah-
lung fälliger öffentlich-
rechtlichen Schulden ihre 
Geschäftsstätigkeit weiter-
führen. (Quelle: Bundes-
amt für Justiz, 
www.news.admin.ch) 
 
 

Ablehnung der 
Volksinitiative Nati-
onale Erbschafts- 
und Schenkungs-
steuer 
 
Am 21. April 2015 haben 
der Bundesrat und die 
Kantone die Volksinitiative 
„Millionenerbschaften be-
steuern für unsere AHV“ 
klar abgelehnt. Die natio-
nale Erbschaftssteuer hat 
gravierende Nachteile für 
den Standort Schweiz: 
 
 Die Kompetenz der 

Kantone zur Erhebung 
einer Erbschafts- und 
Schenkungssteuer wird 
eingeschränkt. 

 Die AHV erhielte durch 
die Steuer einen finan-
ziellen Zustupf, der 
aber nicht genau bezif-
fert werden kann. Die 

strukturellen Probleme 
der AHV werden aber 
nicht gelöst. 

 Die Unternehmensnach-
folge wird durch den 
Entzug finanzieller Mit-
tel erschwert. 

 Die Nationale Erb-
schaftssteuer ist eine 
Nachlasssteuer mit ei-
nem fixen Steuersatz 
von 20 %. Dies würde 
auch die Kinder treffen, 
die in den meisten Kan-
tonen von der Erb-
schaftssteuer befreit 
sind.  

 Die neue Verfassungs-
bestimmung käme ab 
dem 01.01.2017 rück-
wirkend per 01.01.2012 
zur Anwendung, was 
eine rückwirkende Be-
steuerung von Schen-
kungen zur Folge hätte. 
Dies wird als unverhält-
nismässig betrachtet.  

 Die Annahme der Initia-
tive hätte negative 
Auswirkungen auf die 
Standortattraktivität 
der Schweiz. (Quelle 
www.news.admin.ch) 
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